Wien Donnerstag den 28. December A871. 


IV. Jahrgang. Nr. 52. 


Oeſterreichiſche 


Zeilſchrift « Verwaltung. 


Herausgeber und verantwortlicher Bedarteur: Dr. jur. & phil. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redactlon und Adminiſtration: Comptoir der f Wiener Zeitung (Örimangergaffe Nr. 1. 


Commiſſtonsverlag für den Buchhandel: Moritz 


Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe Nr. 17. 


(Pränumeratiouen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 


Pranumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Hang und für die äfterr. Krouländer ſommt Poſtzuſen dung jägetih 4 fl, halkjährig 2 fl, 
vierteljährig 1 fl. Für das Aus fand jüßrlich 9 Thaler, 
Inſerale werden Hillig berechne, — Meclamationen, wenn unverllegelt, ſind portofrei. 


DEF Mit . Jänner 1872 beginnt ein neues 
Abonnement auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“. 

Wir erſuchen die Herren Abonnenten ihre Pränume 
ratious-Erneuerung uur 

an das Comptoir der Wiener Zeitung 
Grünangergaffe Nr. 1 zu fenden. 


Inhalt. 

Zu Geſichtopunklen der Competenz der Grundloſtengblöſungs und 
Regulieungsorgane. 

Mittheilungen aus der Praxis! 

Ball zur Beleuchtung der Frage der ditecten Haftbarkeſt fix Wildſchäben Seitens des 
Pichterd einer Gelueinde jagd. 

Beleidigungen von fentlichen Organen, wenngleich nach g 11 ber Taif, Verordnung 
vom 20. April 1854 ſtrafbar, konnen nicht als ortöpolſzelliche Webertretungen 
angelehen unt baher ncht vom Gemeinbevorftanbe geahndet werden. 
men Norm fie Rerurſe im poltiſchen Strafverfahren ift nur die Minie 
ſterlalverordnung vom 81. Jaͤnuer 1860, R. G. Bl. Nr. 31. 

Als Belrſebofſtte ım Shine bei $ 45 der Gewerbeordnung tft auch die Verkaufsbude 
mit Hren Standort anzuſehen, 

Notizen. 

Uere tinata g o. 

Perfonatien 

rfebraungen 


Zu Geſichtspunkten der Campekenz der Grundlaſten- 
ablöſungs- und iegulirungsorgane. 
Mitgetheilt von Or. Paul Külb. 


Bei der über die unter Rechtsverwahrung eingebrachte Aumel⸗ 
dung des Gutes M. gegen vormalige Unterkhanen in der Gemeinde 
D. über deren angebliche Einforſtungsrechte in den M. jhen Waldungen 
und Halten in der Kakaſtralgemelnde D. angeordneten Tagſatzung hat 
der Vertreter des Gutes A. den Beſtand von Servitutgrechten in 
Abrede geſtellt, während die angeblichen Berechtigten benfelben eben⸗ 
falls beſtritten und das Elgenthum dieſer Obſecte für fih beanſpruchten. 

Hinter der von der Grundlaſtenablöfungs⸗ und Regulfrungs⸗ 
Localcommiſſion R. gepflogenen eingehenden Verhandlung hat die 
Landescommiſfion G. unterm 1. März 1862, 9. 1690 in merito 
nber die ſtreitige Eigeuthumsfrage entſchieden und erkannt: „Die in 
Frage ſtehenden Waldungen und Halten find kein Eigenthum ber 
Grundbeſitzer in der Gemeinde D., fordern dieſelben bilden einen 
Beſtandtheil des Gutes A.“, weiters die Localeommiſſion R. bemp 
tragt, nach Rechtskraft der Entſcheidung die weiteren Erhebungen über 
die Frage, ob und welche Servitutsrechte den Eigenthumsprätendenten 
zuſtehen, zu pflegen. 


Dagegen hat das k. k. Stantäminifterium über Recurs der 
Deſchen Juſaffen unterm 9. December 1862, 3. 21.394 die recurrirte 
Entſcheidung aufzuheben und auszuſprechen befunden, daß die Grund⸗ 
laſtenablöfungs⸗ und Regulirungsorgaue zur Verhandlung und Guts 
ſcheidung über die derzeit zwiſchen dem Gute A. und den Recurrenten 
allein ſtreitige Eigenthumsfrage über die ſogenannten Zugemärke (näm⸗ 
lich die iunerhalb der Ahen Waldungen und Halten gelegenen, anë- 
gemarkten Bezugsorte der einzelnen Grundbefiter) nicht competent 
ſeien. 

Dieſe Entſcheidung ſtügte ſich auf folgende Grunde: 

„Das Gut A. behauptet, es feien die von den Unterthauen. 
bicher in den Zugemarken bezogenen Nuhungen keine dem kalſerlichen 
Patente vom 5. Juli 1853 unterliegenden Grundlaſten, ſondern bloße 
widerrufliche Geſtattungen oder gegen veränderliche Preiſe von Fall zu 
Fall denſelben überlaſſene zeitweilige Bezüge und es ſpricht ſohin dag 
Gut A. daß unbelaftete Eigeuthum der Zugemärke an; die Unterthanen 
behaupten ebenfalls, daß ihre Nutzungen keine dem Patente unter⸗ 
liegenden Grundlaſten feton, fie leiten. Melmehr dieje Nutzungen aus 
bem Titel des ihnen auftehenden Eigenthums auf die Zugemärke ab, 
ſprechen alfo ebenfalls das Eigenthunt berfelben an; die Grundlaſten⸗ 
ablbſungs⸗ und Regulttungsorgane ſind aber zur Entſcheidung über 
das Rechteverhältuiß nur daun competent, wenn ein Theil den Beſtaud 
eines unter das kaiſerliche Patent vom 5. Juli 1853 fallenden Rechtes 
behauptet, der andere Theil aber dieſen Beſtand aus irgend einem 
Grunde, fei es auch aus dem Titel des ihm zuſtehenden uubelafteten 
Eigenthumes, beſtreitet, ein Fall, der hier nicht eintritt, 

Zu dieſer Eutſcheidung fand ſich das Miuiſterkunt um jo mehr 
beſtimmt, ald: a. die exceptionelle Competenz der Grundlaſtenab⸗ 
löſunge⸗ und Nezulirungsorgane, über ſtreitige Rechtsfragen zu enk⸗ 
ſcheiden, durch eine einverſtändliche Provocation der Partefeu, welche 
im vorktegenden Falle angenommen werden konnte, nicht begründet 
wird, da ſich jedes zur Rechtsſprechung berufene Organ die Grenzen 
feiner Competenz von Amtswegen gegenwärtig halten muß, b. die 
Miniſterialeutſcheidung vom 11. November 1859, 8. 22.144 kelnes⸗ 
wegs die Competenz der Grundlaſtenablöfungs⸗ und Regulirungsorgane 
zur Eutſcherdung reiner Eigenthunsſtreite zwiſchen dem Gute A. und! 
deffen geweſenen Unkerthauen ausfprach, ſondern dieſe Competenz auf 
die Vorauvſetzung ſtrerkiger Holzungs⸗, Streubezugs⸗ und Weiderechte 
gründete, welche Vorausſetzung im vorliegenden Falle, wo pon jeder 
Seite das uunbelaſtete Eigenthumsrecht augeſprochen wird, eben nicht 
platzgreift, d. die Allerhöchſſe Entſchließung vom 22. November 
1860, betreffend die Competenz der Grundſaſtenablöſungs⸗ und Mes 
gulirungsorgane zur Eutſcheidung von Elgenthumsfragen immer vore 
Ansſetzt, daß wenigſtens ein Streittheil den Beſtaud eines unter das 
Patent vom 5. Juli 1853 fallenden Rechtes zugibt, während im 
vorliegenden Falle jeder Theil einen ſolchen Beſtaud entſchieden in 
Abrede ſtellt.“ 

Im Jahre 1871 erſchienen fämmtliche E 
der Gruggloſtenablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Localcommi |. 
R. und gal gachſtehende Erklärung zu Protokoll: Wir ſtehen on 
dem erhobenen Eigenthumsauſpruche auf die bisher von und benüßzten 


Zugemärke und Halten ab, erkennen dieſelben als ein Eigenthum des 
Gules A. an, ſprechen aber auf Grund der langjährigen Ausübung 
(Erſitzung) Servitutsrechte in denfelben au und Bitten bie patentmäßige 
Verhandlung wieder aufzunehmen, da wir gefonnen find, uns hin. 
ſichtlich der künftigen Ausbung dieſer Nutzungsrechte mit dem Gute 
A. zu einigen, 

l Da E Gut A. in eine Wiederaufnahme der Verhandlung 
nicht willigen wollte, wurde die Eulſcheidung der Grundlaſtenab⸗ 
ljung: und Regultrungg⸗Landescommiſſton eingeholt, welche unterm 
31. März 1871, 3. 171 dahin erfloß, die Locglcommiſſton R. habe 
die Verhandlung bezüglich deu angemeldeten Servitutsrechte wieder 
aufzunehmen, nach Vorſchrift des faerlichen Patentes vom 5. Jult 
1853 und der Durchführungsinſtructſon vom 31. October 1857 
durchzuführen und ben Verhandlungsaet zur Schlußfaffung vorzulegen. 

Die Eutſcheidungsgründe lauten: „Bereits unterm 7. Juli 1859 
wurde das Gut A. augewieſen, die Anmeldungen über die Holz- 
Weides und Streugeuüſſe, welche die Nuterthanen der Herrſchaſt A. 
auf beffen Grundeigenthum von jeher gusübten und noch ausüben, 
anzumelden, weil dieſelben im Allgemeinen die Eigenschaft von Gerz 
vitutstechten an fih tragen, daher als ſolche erſcheinen, welche zufolge 
der 95 1 und G des Patented vom 5. Juli 1858 der Ablöſung 
oder Regulirung unterzogen und zu dieſem Ende nach dem Edicte 
der Landescommriſſton vom 15. Auguft 1855 angemeldet werden 
muſſen. Dieſe Entſcheidung wurde über den dagegen ergriffenen Recurs 
des Gutes A. vom Ministerium des Innern unterm 11. November 
1859, 8. 22.144 beſtätigt und in Folge beffen hat das Gut A. 
gegen die Inſaſſen von D. unterm 13. October 1860 die Anmeldung 
mit der Rechtsverwahrung eingebracht.“ 

Nachdem die Landeßcommiſſion die Eingangs bereits mitgetheilten 
Erklärungen beider Parteien, To wie die ierüber erfloſſenen Ente 
ſcheldungen rercapitulirt hat, fährt fie, an die Gründe der Staats- 
miniſtertal⸗Entſcheſdung vom 9. December 1862 anknüpfend, fort: 
„Nun haben ſämmiiiche Berechtigte aus D. im Protokolle am 
18. Febrnar 1871 erflärt, daß fie von dem erhobenen Eigenthums⸗ 
anſpruche auf die bisher benützten Zugemärke und Halten abſtehen, 
dieſeſben als ein Efgenthum des Gutes A. anerkemten, jedoch auf 
Grund der Erfigung Nutzungsrechte in felben anſprechen, deren 
Ablöſung mittelſt Abtretung von Grund und Boden, wünſchen und 
bereit feien ſich mit dem Gute A. diesfalls auszugleichen und ſonach 
um Einlektung der Verhandlung bitten. In Folge deffen tritt nach 
dem Oblgefagſen wieder die Competenz der Grundlaſtenablöſungs⸗ 
und Negulivungsorgane in dieſer Angelegenheit ein, es ift Gegeuſtand 
der Gründlaſtenablöſungs⸗ und Regultrungeverhandlung die besagten 
Zugemärke und Halten genau zu ermſtfeln, das Maß der Bezüge, dle Art 
und Weiſe der Ausfübung, die Beſchaffenheit und den Umfang der Bezüge 
feſtzuſegen und die Beweismittel für den Beſtand der Nutzungsrechte zu er⸗ 
heben, was Alles uur im Wege der Verhandlung über die vom Gute A. 
eingebrachte Anmeldung nach dem Patente vom 5. Juli 1858 und 
der Durchfüchrungsinſtruction vom 31. October 1857 zu geſchehen hat.“ 

Dieſe Entſcheidung if, nachdem gegen dieſelbe binnen der 
ſechswöchentlichen Recurefriſt von keiner Sette die Berufung an das 
Miniſterimn deë Innern ergriffen wurde, in Rechtskraft erwachſen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Fall zur Belruchtung der Frage per directen Haftbarkeit für Wild⸗ 
ſchäden ſeitens des Pachters einer Gemeindejagd. 


Bei der vom k. k. Bezirkshauptmanne in St. V. unterm 26. Funi 
1869 vorgenommenen Verſteigerung wurde die der Gemeinde E. gehö⸗ 
rige Jagd von dem Grafen Alfred von Ch. um den angebotenen 
Pachͤſchilling erſtauden. Im § 10 des Pachtvertrages verpflichtet ſich 
der Graf, für jeden Schaden, welcher durch das Wild ohne Untere 
ſchied der Gating den Feldfrüchten und Obſtbäumen der Grunde 
befiger zugefügt Wird, manlttelbar zu haften und den Schaden binnen 
zwef Tagen zu erheben. 

Während des Beſtandes dieſetz Pachtverhältukſſes erlikten unn 
die drei Grundbeſizer Auten H.“ Johaun W. und Agnes N. aus 
St. Oswald durch Haſeufraß wirlich bedentenden Schaden au ihren 
Obstbäumen. Da dat gräfliche Rentamt zu (, den angesprochenen 
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Erfap verweigerte, wendeten fih die Gtundbeſitzer an den f. k. Bezirks⸗ 
haupfmann von St. V., welcher den Schaden commiffionell erheben 
ließ und auf Grund des Erhebungsbefundes unterm 1. Juli 1871, 
3. 4068, mit Berufung auf den Miniſterialerlaß vom 14. Juli 1859 
(R. G. Bl. Nr. 128) erkaunte, Alfred Graf von Ch. ſei als Jagd⸗ 
pächter ſchuldig, den dem Anton H. an feinen Obſtbäumen verurſachten 
Schaden pr. 104 fl. 8. W. dem Johann W. einen gleichen Schaden 
pr, 50 fl. und der Agues N. einen Schaden von 56 fl. 50 kr. ö. W. 
zu erſeten und die Commiſſionsfoſten pr. 12 fl. 39 kr. 5. W. zu 
zahlen. Dieſe Entſcheidung baſirt auf folgenden Gründen: Das Jagd⸗ 
patent vom Jahre 1786 (88 2 und 15) ſpricht den Grundbeſiheru 
den Exſatz des erliltenen Weldſchadeng zu; die erwähnten drei 
Grundbeſitzer haben daher auf den Erfah des laut Commiſſtons⸗ 
protokolſes erhobenen Schadens Auſpruch, zu deſfen Leiſtung Alfred 
Graf von Ch. umſomehr verpflichtet jei, als er dieſe Verpffich⸗ 
tung in dem diesfälligen Pachtvertrage zudem noch ausdrücklich über⸗ 
nommen habe. 

Ueber den Recurs des Grafen Alfred von Ch. faud die Landes⸗ 
regierung zu K. mit Erlaß vom 3. Auguſt 1871, 8 3569, das Gr- 
keiutniß des k. k. Bezirkshauptmannes aus folgenden Gründen aufs 
uheben: 
zu „Nach $ 11 des Jagdgejepeð vom Jahre 1849 haben die ein⸗ 
zelnen Grundbeſitzer ihr Recht auf Wildſchadenerſag nur gegen die 
nach dem erwähnten Geſetze zur Auzübung der Jagd berufenen phy- 
ſiſchen und moraliſchen Perfonen geltend zu machen; zur Ausübung 
der Jagd berufen find aber außer den in den 88 4 und 6 bezeich⸗ 
neten Fällen nach § 6 nur die Gemeinden. Daß die Gemeinden die 
Jogd entweder durch einen Pächter oder durch Sachverſtäudige (§ 7) 
aiken müſſen, macht an dem Grundſatze, daß die Gemeinden als 
ſolche zur Ausübung der Jagd berufen ſind, keine Aenderung, und 
haben die von den Gemeinden mit den Pächtern abgeſchloſſenen Ver 
träge auf die Beziehungen zwifchen Gemeinden und Grundbeſigerie 
leinen Einſluß. Die aus dem Pachtverkroge fih ergebenden rechtlichen 
Folgen haben lediglich für die Gemeinden und für die Pächter bin. 
dende Wirkung, und zwar derart, daß die Gemeinden, weſche nach 
dem SER für den Wildfhaben deu einzelnen Grundbeſitzern gegen- 
über unmittelbar haften, fih für dieſen Schaden an den von ihnen, 
aufgeſtellten Pächtern regreſſiren können. Ueber dieſen Regreß hat 
jedoch der Efulrichter zu entſcheiden, judem die politiſche Behörde 
nach der Miniſterkalverorduung vom 14. Inli 1859 nur über die 
Wildſchadenerſaßanſprüche der Grundbeſiger gegen die zur Autzübung 
der Jagd berufenen Perſouen, nicht aber über das privafrechtliche Ber- 
hältniß zwiſchen den zur Ausübung der Jagd berufenen Gemeinden 
und dem von dieſen aufgeſtellten Pachter zu entſcheiden hat. Es haftet 
daher nicht der Reeurrent, ſondern die Gemeinde St. Oswald für den 
dem Anton H. und Genoſſen erwachſeuen Schaden, etz bleibt jedoch 
der Gemeinde St. O. vorbehalten, fi au Alfred Grafen von Ch. im 
ordentlichen Rechtswege zu regreſſiren.“ 

Mit dieſer Enſſcheidung gaben ſich jedoch weder die drei Grund⸗ 
beſitzer, noch die Gemeinde E. der die Jagd gehört, zufrieden, jon- 
dern überreichten dagegen den Miniſterialrecurs. Sie beſtritten darinuen 
zunächſt die von der Landesregierung gegebene Auslegung der 88 6, 
7 und 11 des Jagdgeſetzes vom Jahre 1840; daß fie ihre Erſatz⸗ 
anſprüche an den Pächter zu ſtellen haben, gehe unzweffelhaft aus der 
Miufſterialverorduung vom Jahre 1852 hervor, da nach den SS 1 
und 10 die deu Gemeinden zugewieſene Jagd nicht anders, als 
im Wege der Verpachtung ausgeübt werden darf, nud ift nach § 3 
der genannten Verordnung die Gemeinde als ſolche von der Pachtung 
vollkommen ausgeſchloſſen. Der Ansſprnch der Landesregierung, daß 
der Pachtvertrag auf die Beziehungen zwiſchen Gemeinde und Grund⸗ 
befiker keinen Einfluß nehme, erkläre fih nur dadurch, daß der § 10 
des Pachtvertrages vollſtandig überſehen worden fei: durch die Landes⸗ 
regierungtentſcheidung werde ein zu Recht beſtehender Vertrag volle 
ſtändig amalit, der in keiner Hinſicht gegen das Geſet verſtoße. 
Die Verweisung auf den Rechtsweg widerſpreche vollſtändig der Bere 
ordnung vom 14. Juli 1859, welche die Eutſcheidung aller Wild- 
ſchadenerſagauſprüche ausſchlteßlich den politiſchen Behörden zuweist. 

Mit Erlaß vom 16. Septeniber 1871, 8. 13.122, gab nun 
das Minifterkum des Junern dieſem Recurſe Folge und beſtätkgte dat 
Erkenntufß des k. k. Bezirkshauptulannes von St. V., indem es die 
Entſcheidung der Landesregierung aufhob, deren Motivirung als unges 
grüudet verwerfend, „aachen auf Grund des § 11 des Jagdpatentes 


„ „ 


vom 7. März 1869 im Zufammenhalte mit der Verordnung vom 
7. December 1852 die einzelnen Grundbeſiher ihre Entſchädigungs⸗ 
ansprüche wegen erlittener Wildſchäden nur gegen die Jagbpächter als 
die zur Ausübung der Jagd opyſſſch berechtigte Perſou geltend zu 
machen haben.“ DVP. 


Beleidigungen von öffentl. Organen, wenngleich nach 
faif. Verordnung vom #0. April aspa ſtrafbar, können n 
ortspolizeiliche ebertretungen angeſehen und daher nicht vom Gez 
meindevorſtande geahndet werden. 
Maſigebende Norm für Necurfe chen Strafverfahren iſt 
nur die ee mwer 1860, N. G. Bl. 
Nr. 31. 


Gegen Thereſia P. erſtakteten die Polizekwachmänner K. und T. und 
der Gemelndediener S. die Anzeige beim Gemeindcamte in C, daß 
fie von derſelben mit „unanſtäudigen Worten“ beleidigt worden feien 

Mit dem vom Podeſta iu C. und von zwei Gemeinderäthen 
ausgeferkigten Erkenntniſſe wurde denn auch die P. der Uabertretung 
det § 11 der Tail. Verordnung vom 20. April 1854 ſchuldig erkannt 
und zu einer Geldſtrafe von 10 fl. verurtheilt. 

Der Bezirfshauptmann in G. beſtätigte das gemeindeämtliche 
Straferkenntniß indem er auf den Minſſteriglerlaß vom 21. März 
1865, 3 2272 verwies, mit welchem nämlich die Competeuz des 
Gemeindevorſtandes zur Indleatur der Uebertretungsfälle nach § 11 
der taij. Verordnung vom 20. April 1854 anerkannt worden fei., 

Die von der Thereſe P. dagegen an die Statthalterel einge⸗ 
brachte Berufung wurde mit der Motivirung zurückgewieſen, „daß die 
Straferkenntniſſe im Geſetze begründet find und daß nach § 2 lit. c 
der Miniſterialverorduung vom 27. Det, 1859, R. G. Bl. Nr. 196 
gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen ein Recurs nicht mehr ſtatt⸗ 


ndet.” 

ii Gegen dieſe Statthalterel⸗Enſſcheidung beſchwerte ſich die P. 
mittelſt eines beim Pobefts eingebrachten Mimiſterialrecurſes, welcher 
der Statthalterel zur Einbringung an das Minifterium de Innern 
vorgelegt wurde. Die Statthalterel aber hal die Vorlage des Recurſez 
au das genannte Miniſterſum verweigert und die Rückſteſſung ber 
Beſchwerde unter Hinweſſung auf § 2 lit. e der Miniſterialverord⸗ 
mmg vom 27. Oetober 1859, 3. 190 R. G. B. angeordnet, 

Nun brachte Thereſta P. eine directe Berufung an das Mints 
ſterium des Innern ein, welcheg unterm 13. November 1871, 8. 
13.963 int Grunde des 9 8 der Miulſterialverordnung vom 31. Jänner 
1860, R. G B. Nr 31 die Beſchwerde der P. als nuſtatthaft zus 
rückwies, der Statthalterei aber hiebe bemerkte, „daß es fih im vor⸗ 
liegenden Falle nicht um elne ortapolizeiliche Uebertretung gehandelt 
hat, daß daher in erſter Inſtanz nicht der Gemeindevorftanb, ſondern 
die Bezirksbehörde zu erkennen competent geweſen Mt: ferner daß 
hinſichtlich der Zuläffigkeit über Recurſe und Beſchweldeu im Straf⸗ 
verfahren vor den polittfchen Behörden nur die voreitirte Mirifterial: 
verordnung maßgebend iſt und die in deu Wige Statthalterei⸗ 
Eutſcheldungen enthaltene Berufung auf die Minſſterialverordnung vom 
27. October 1859, R. G. B. Nr. 196. aus dem weiteren Grunde 
uurichfig erſcheint, weil dieſe Verordnung Im Abſatze 2 nur den Ju⸗ 
ſtanzenzug gegen Entſcheidungen der politiſchen Landesbehörden 
normit.” xb. 


Als Betriebeſtatte im Sinne des WA der Gewerbeordnung iſt auch 
die Verkaufsbnde mit prem Staudort anzuſehen. 


Dret Galanterewagrenhäudler aus G. brachten ber der Bezirfs⸗ 
hauptmannſchaft in Sch. das Geſuch um Wiederzeſtattung des ihnen 
durch Erlaß der Bezirfshauptmaunſchaft unterſagten Feilhaltens von 
Galanterjewaaren, Roſenkränzen, Gebeten, Bildern und dgl. in ihren 
in der unmittelbaren Nähe des Bethauſes in F. errichteten Buden 
und Ständen ein. Die Bezirkshauptmannſchaft gab deut Einſchreiten 
der erwähnten Perſonen keine Folge. N 

Im Stakthalteretrecurſe machten dieſelben gelteud, daß der We 
kauf der von ihnen geführten Wammen, zu deren Handel in F. lie 
nach Ihren Gewerbeſcheinen berechtigt feien, nur in der Nähe des 
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Beſbanſes im Wallfahrtsorte F. betrieben werden könne; daß ffe nach 


$ 45 Gewerbeorduung!) in der Gemeinde ihres Staudortes auch 
mehrere Verkaufslocale zu halten das Necht haben, welche bloß der 
Ortelehörde anzuzeigen find; daß der § 45 Gewerbeordnung bezüglich 
der Beſchaffenheit dieſer Verkaufslocale Feine einſchräukenden Beſtim⸗ 
mungen enthalte, die Recurrenten fomit zum Feilhalten ihrer Waaren 
in Buden vollkommen berechtiget feien. . 

Die Statthalterei hat dem Recurſe feine Folge gegeben, weil, 
da Gemerböleute auf Grund ihrer Gewerbeſcheine nach § 45 Ge- 
werbeordnung nur zum Halten mehrerer feſter der Behörde aber 
anzuzeigenden Betriebsſtätten berechtigt erſcheinen, das Feilhalten von 
Artikeln in Buden und Standen, den Fall des § 52 alinea 1 Ge- 
werbeordnung ausgenommen, im Sinne des fünften Hauptſtückes der 
Gewerbeordnung bloß auf Markten geſtattet tft. 

Im Miniſteriaſrecurſe machten die Beſchwerdeführer Haupt: 
ſächlich, geltend, daß der § 45 Gewerbeordnung nicht unkerſcheide, 
wie die Betrlebsſſälte gebaut fein müſſe, ob von Stein oder Holz, 
in weſchem Umfange, mit welcher Eimſchtung; er fordere nur, daß 
es eine fefte Stelle, kein Standort fei, der jeden Tag ein anderer ift 
und mit dem im § 51 und 52 Gewerbeordnung verbotenen Hauſtreu 
im Weſentlichen zuſammenfällt. 

Der Bezirkshauptmann in Sch. bemerke, daß die vernieintfichen 
feſten Betriehäftätten der Recurrenten lediglich in hölzernen ſchließbaren, 
jedoch beweglichen Buden beſtehen. 

Das Minſſterſum des Innern aber hat in ferner Enlſcheidung 
vom 1. September 1871, 8. 9772 das vom Bezirkshauptmanne it 
Sch. erlaſſene, vou der Statihalterei aufrecht erhaltene Verbot des 
Verkaufes von Waaren (Gebeten, Gebetbüchern, Heiligenbilbern, Mojen 
kranzen, Wachskerzen, Ch- und Galauteriewaaren u. dgl) in Buden 
und Ständen behoben und den Verkauf von derlei Waaren in Buber 
und Ständen als zuläffig erklärt, „weil ein derlei Gewerbsbetrkeb 
nach $ 45 der Gewerbeordnung zufäfftg erscheint.“ kl. 


Notizen. 


(Bur Frage ber Verleihung der öſterreichlſchen Staatsbürger 
ſchaft) Zur Ergänzung und Veriditigung der in Nr. 82 diefed Jofrganges ber 
Deſterreſchiſchen Zeitſchriſt für Verwaltung, Seite 128 aufgenommenen Moby „Ver. 
leihung der öfterreſchiſchen Staaksbüngerſchafl“ tragen wir noch Folgendes nach: Die 
Beibringung der Entlaſſung aus dein fremden Staatsverband {ft in der Regel Fein 
Grforberniß der Emmbürgernug (Hnftanpleiberret vom 28. August 1817, Pol. Gel. 
Sou pog. 826, vom 16. October 1829, 8. 29.097 und 29. Mai 1835, 8. 
42 887), boch finb die Aufzuneh menden auf bie nachthellſgen Folgen der Unerläſſung 
aufmertjam zu machen. 68, bebürfen une die Angehörigen nachftehenter Staaten zur 
Aufnahme in den üöſterreſchiſchen Staalsverbaud unbebkugt ber heintallichen Ent- 
Gaffımg: Ungarn (Erſaß bes Miniſterinnns des Innern vom 7. December 1870, 3 
16.116) Baiern (Hoftonzleiverordnungen vom 17, Sm u, B. Dec. 1891, pol. Gef. S. 
bag. 94 und 217, Erlaß des Minſſterlunts des Runen vom 29. December: 1854, 
R. G. vom Jahre 1855, Nr. I), Heſſen-⸗Darmſtadk (Erlaß des Minſſterkumg des 
Junern vol 27. Oetober 1854, R. © 281), Oldenbnng (Erlaß des Minlſteriums 
bed Innern von 8. April 1858, Z. 25.894), Prenger [Erlaß des Stagtzminiſteriunne 
vom 6. Juli 1864, J. 11.745). Ber Angehörigen der anderen Slaaten, mit welchen 


en Stagtzverband der Nachweis 
über die Helwat. Angehörige von Staaten, 
welche mit Defferre kein Deſerteur⸗ Cartel algeſchloſſen Haben, bebi 

waudernuug weder der heimaklichen Futlaffiug” noche ter Heachweſſung ñ 
Milttärpflicht 


(Zu Amtszwecken beublhißte Matrlkelauszüge durch Due 
Behörde abzu verlangen) Nach T. „ 102, Mit. b) bes Gebührengefeßgdger 
miepen Pfarrmatrlkelfcheine, ausschließlich zu amtlichen Zwecken al gefordert, Die be. 
dlugte Stentpelfreiheik. — jedoch uur danu, weun jie von öffentlichen Be 
hörden abgefordert und bei der Unzjtelfung derſelben die Vejtinnmingen des $ 5 


J 45 der Gewelbeerduung lautet:; 

„Diejenigen, welche freie Gewerbe betreiben, können in ber Gemeinte bes 
Standorten mehrere fefte Betriebsſtülſen (Werlſtalten aber Verfaufslorale) halten, bie 
aber ber Veherde angezeigt werden müffen.“ 
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der Berorduungen zum Tarife bed Gebühreugeſehes genau befolgt werden; ta um 
babmeh verhindert wird, daß eine zu etmem bestimmten Bwege be dan gt ftempelfrei 
ansgeſertigte Urkunde zu einem nach dem § 79, Nr 3 des Gebührengeſezes eine 
Siempelverfirzung begründenden Gebrauche niht ungeſtraft verwendet werden kann. 
— Es find tager zu Hfütanhaltung von Mißbräuchen die zu Amtezwecken Tende 
ſhigten Malritekanezige ſtets durch tie pofitifihen Behörden unmittelbar, Feines 
wegs aber im Wege mündlicher Nachrichten durch bie Parteien bei den Stelſorgern ia 
Anſpruch zu nehmen. (Erlaß der ſtetennkuk. Stolthokteret vom 14. April 1871, 
3 1586, in Felge Beſchwerde der Eeelforger, daß Parteien im Anftroge der polit. 
{hen Behörden Aueftelluug von ungeſtemwpeſten Matrſtelanszügen begehren.) 


Berordnungen. 


Reicht kriegs nuiniſterinl⸗Erlaß vom 7. September 1871, Abihlg. 9, Nr. 4903 alk 
dit Militäx⸗Jutendanzen u ien, Prog, Brunn, Lemberg, Kroton, Innsbruck, 
ing, Graz, Trieft und Zara. 


Um ungebügtlichen Zahlungen van Gnadengaben an in T. E Heere dienende 
Waifen, welche aus den Präfenzflanbe in die nicht active Meſerve oder nicht active 
Londwehr überſezt werden, vorzubengeu, findet dos Rleichskriegsminiſterum im Ein. 
vernehnten mit bem F. F. Laudesvertheidigungzwuniſtertum, dem f u. k. Reichs finanz ⸗ 
und dem k. k. Finanzminifterium Machftehendes anzuordnen: 

Da das gegenwärtige Reſerveverhäͤlknißz fo wie jenes der nicht activen Land. 
wehr dem Urlaube auf unbeſlimuute Zeit gleichkömumt, jo iſt die Gnadengabe eines aus 
dem Präfenzſtaude in bie nicht active Reſerve oder nicht active Landwehr überſezten 
Walſen (weun derſelbe nicht etwa inzwischen in eine Charge befördert wurde, bei 
denen Erlelchung ohnehin der Guädenbezug anfguhören hat) im Hinblice auf die Hof 
Triegsräthliche Circular⸗Berordnung vom 18. November 1847, Nr. 8956 mit dem 
Tage ded Austvitten aus der Präſenz zu ſiſtiren und nur in dem Balle über neuerliches 
(luſchrenen wieder anzuweſſen, wenn ber Betreffende wieter in die active Dien fte 
belſtung eintritt, wobei bemerkt wird, daß die jeweiligen Waffenübungen und Gone 
trold-Berfanmbungen in biefer Beziehung nicht als active Dlenſtleiftung anzufehen 
ſind 

Die Anweiſung hat im gegebenen Falle vom Tage bed diesfälligen Eintrittes 
dn die active Dienftleiftung zu erfolgen, ſich aber leinerwegs auch auf einen Nachſrag 
für die vergangene, in der Reſerve ober gandwehr zugebrachle Zeit zu erſtrecken. 

Hievon find die zuständigen Truppen, Branchen und Heeresanſtalten mit der 
Auſſorderung zu verſtändigen, Uu Falle der Verſetzung von derartigen Watſen aus dem. 
Präſenzſtande iu dle nicht active Meferne eder nicht active Landwehr unverwellt der 
Heiheifigten Abiıtniituntiußehörke bie vezugliche Mittßerlung zu machen, damit wegen 

irung des Guadengennſſes fofort das Geeiguete verfügt werden dune. 
Anmerkung. Dieſe Verordnung bildel den Auſchluß zur uu der letzten 
Nummer enthaltenen Bererdunug bed Min, d Innern vom 25. Oct. 1871, 8.14.77. 


Erlaß des f. I. e vom 2. October 1871, Z. 22.728, wegen 
Manthbefrciung der Dfficiere bel Uebunggrftten, zur Inſpitirung mondvrirender 
Truppen öder zur Recognoscirung des Terrains für ſoſche Tenppen. 


Aus Anlaß des voigefomnienen Falles, daß bel einem von den Breqnentanten 
Snfanterie-&gnttation in Gemeinschaft vorgenommenen ausgedehnten Neßungs⸗ 
vitte von einem Mauhpächter die Maulhgebüchr gefordert worden it, wird in Er. 
innerung gebrachl, daß noch $ 4, It. e der Maulhvrrſchriften vom apre 1821 uud 
nach dem Inhalte des tiefe Beſtinaumug euffirternben Hoftanmnerderretes vom 14. Der 
cember 1827, g. 49 295—2972, die Bugue und Reſtpferde der Truppen und Offictere, 
wena tiefe im Marſche ind, auch aucerhalh des Bennartierungsßegiifed aud ohne 
Mgſicht auf die Eulferunug bie Mauthbeſteſung anzusprechen haben 

Dffielere, welche bereit ſind, eilen Mebumgsritt zu wachen, audgeſeudele 
Tunppen zu infpiciren oder für dolce eln Terrain zu rerognodchen, fint als in Marſche 
befindlich anzusehen, jebo il ın Diefeu Füllen die manthfteie Behandlung mu die Be. 
bingung zu knüpfen, daß fi die Officiere tei solchen Gelegenheiten erforderlichen 
Falles fiber die erfattene dienſlliche Ordre guszuwelſen vermögen. 


elner 


Erlaß des t f Finanzuuſurſteriunts vom 13. October 1871, 3. 31.403, beleeſſend 
einige Andeutungen hinſichtlich der Verwendung der Geomeier bei ben Vezirks⸗ 
ſchähüngscommiffionen wegen Regelung ver Grunbſteuer. 


a. Da noch ben Beftinumingeu ter $$ 12 und 13 ter Geſchöfteorbnung für die 
Bezirkeſchätungecemmiftongn die Gromeler den Vorſthenden diefer Gomnuiffionen 
nunmitteſbar uuterftehen und von benfelken die erſorkerlichen Welſungen zu erhalten 
haben, fo find die zugetheillten SH ApmmgErefereufen nicht Gerschtiget, in Hejer Beziehung 
irgend eine Eluflußmahme atteznülen. - 


Druck der F Wiener Zeitnug. 


b. In dem Falle, dağ ter Geometer nach Beendigung ber nach dem Abfdnilte I 
der Vermeſſungsanlektung unmitzelbar am Felde vorzunehmenden Arbeiten in ber 
Abeitägeneinbe ober in deren Nähe kein geciguetes Unterkonunten fin den folte, kaun 
derselbe nach vorher eingehofter Bewilligung des Vorfitzenden der Bezirksſchäßnugs ⸗ 
commijjion die übrigen Ausarbeitungen, als: 

Die Berichtigung und Partefltrung der Mappen, Anfertigung der Imbications« 
feiggen, Berfaſfung von Reluſchriften der alphabekiſchen uud Hfuſervenzelchuiſſe, im 
Amtsorte der Bezureſchätzungscbunmiſflon, jedoch nur im SKanpleilocate derielken 
bewerkſtelligen. 

Aufrechnmigen von Deifefoflen für die aus ſolchem Aulaſſe vorkommenden 
Reifen der Geometer dürfen zwar nicht flattfinten, dagegen ist aber ouch der Bezug 
des burd) ten $ 31 des Gebſührenregulativrs ferigefepten Arbeilspauſchales während der 
Zeil Ihrer piesfalligen Verwendung nicht einznflellen. 


Perſonalien. 


Selue Mafeſtät haben den Fürſten Karl Wilhelm Auersperg zum Pläſl. 
derten, Daun die Grafen Rudolph Eugen Wrbna⸗ Freudenthal und Lito Gü n f- 
kirchen zu Bicepräfibenten des Herrenhonſes eruanut. 

eine Mojeftät haben den Grafen Rudolf Apponyi zum außfrordenllſchen 
Bolſthafker bei Per feanzöſiſchen Republik ernannt. 

Seine Majeftät haben den Reglerungerähen Sofann Milter Stellwag v. 
Garion in Troppau und Joſeph Ritter Eitmaxer v. Adelsberg in Czernowitz 
den Tilel und Charakter von Statthattereitthen tarfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben den Legatſonsralh zweller Kategorie Svochlun Frrihernn. 
v. Münch ⸗Belsinghauſen zum Legattonerache erſter Kategorie ernannt, 

Seine Majeftit haben den Têwigi. mgar Miulſterialſerrekür Alerender v. 
Okollezanv zum Hef. und Minifterialfeeretär und den königl. ungor. Minifterinte 
concipiſten Emerich v. Pechy zum Hofe und Miniſterſalconcipiſten, beide extra 
statum bei der Präfldtalſection bed Meiniſtermunis ded Aeußern ernannt. 

Seine Majeftät haben die Wahl ted Hof, uud Gsricjländvoenten Dr, Caſelan 
Felber zum Bürgermelſter der Haupt und Refldenzſtadt Wien beftätigt 

Seine Mojeftät baben ben Primararzt Dr. Fiedrich Eorimfer zun Director 
bed WiednersStzantenhaufes in Wien ernannt. 

Der Minifter für Cullns und Unterricht hat die Ernennung des pronifoctjihen 
Seriptord der Bibliothet der Meabenue der bildenden Künſte in Wien Auguſt Schaf. 
fer zun wirFlidhen Scriptor beflätigt. 

Der Minifter des Innern hat eine bel der Trleſter Pollzeidireclion erledigte 
Dbereommifläräftelle dem mit Titel und Charakter eine Polſzeſobercommifſärs ber 
kleideten Heſurſch Brand verliehen. 

Der Diniiter des Innern Hat den Bauadluncten Alois Hirn zum Ingenieur; 
jix den Stagtobandlenſt in Tirol uud Vorarlberg ernannt. 

Der Minifter des Innern hat elne bel der Wiener Polſzeidlrectlon erledigte 
Obereommiſſärsſtele dem Titular-Polſzeſobereonuniſfär Biucen; 192915 verliehen und 
die Pollizeloctuare Minis Roſian, Ankon Krahn, Karl WIe und Thomas 
Patek zu Polizelcommiffären ernannt, f- = 


0 
Erledigungen. y 

Berwaltevoftelle ber beu Fanbesmobitgftigteitännftnlten.in hngeufuzt mit F200 fl; 
Maturalqnartier oder &nartiergeld ven 200 fl. Holz und Rergendepntat, eventuell eine 
Gonteoforzftelle mit 800 fl. Gehalt, Naturafquartier, Holz und Stergenbepufat, gegen 
Gontfon, eubtid) die eines Mecefjtften mit 600 fl. © ehalt, Bid Ende Jänner 1872, 
(Uintah. Ar. 804.) 

Nechnnngsofficialäftelte erfier Slaffe beim Nechnungedepartement ber L z. Hüften» 
ländischen Stottialterei mit 1000 fl. begiehungëweife 900 fl. Gehalt und 280 fl. 
Quartiergeib, eventuell eine berſe Stelle zweiter ober huitler Gagſſe mit 800 ff. ober 
700, 600 oder 500 fl. Gehall und 200, Kezichungeweiie 160 fl. Onarzlergeld, Did 
15. Jänner 1872. (Autebl. Nr. 304) 

Secundararzleueſtelle im öffentlichen Kraukenhauſe in Pakiatz in Slavonien 
mit 400 fl, freier Wohnung und Holzbeputak, bis 15. Jänner 1872. (Nnteblart 
Nr 505.) 

Bestekönrgtenzftelle in Miſtelbach mit s00 fl Gehalt imd Oufnguennalzulagen, 
bis Ende Jänner 1872. (Amtabl. Nr. 907. 

Eonceptsprakticantenftelle bel der k. k. Pofibirerlion in Ving mit 400 fl. jfi 
(id), bis 9. änder 1872. (Amtabl. Rr. 507). 


Die in Ne, 47 dieſes Blattes beſprochene und warm 
empfohlene Schrift: — 
Die glückliche Gemeinde zu Friedensthal, 
oder Andeutungen, durch welche Mittel ez Friedensthal dahin 
brachte, daß daſelbſt Wohlſtund und Zufriedenheit herrſcht. 
6. Auflage von Dr. F. J. Ennemoſer. Ein Beitrag zur Löſung 
der Frage: „Wie kann es beſſer werden?“ iſt um den Preis 
von 50 kr. ö. M. durch die Buchhandlung von Moriz Perles 
in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe Nr. 17 zu beziehen. 


Für den Druck verantwortlich C. Piftori, 


